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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Lors de la session parlementaire d'été 2019, le Conseil national et le Conseil des Etats
ont tous deux pris acte du rapport 2018 de la délégation parlementaire auprés du
Conseil de I'Europe. Filippo Lombardi (pdc, TI) et Manuel Tornare (ps, GE),
respectivement rapporteurs pour la CPE-CE et la CPE-CN, sont tous deux revenus sur
les points forts de la législature écoulée. Les deux élus ont notamment évoqué le
scandale de corruption de certains élus de I'Assemblée parlementaire du Conseil de
I'Europe (APCE) en lien avec I'Azerbaidjan, la question du boycott russe du Conseil de
|'Europe depuis prét de deux ans - problématique déja abordée a |'occasion du rapport
2017 - ainsi que les difficultés budgétaires de I'organisation internationale en charge de
la promotion des droits de I'homme, de la démocratie et de ['état de droit,
particulierement depuis que la Turquie a décidé de diminuer le montant de sa
contribution.

Que ce soit dans la chambre haute ou dans la chambre basse, le rapport en question
n'a suscité aucun commentaire. '

Im Januar 2020 verabschiedete der Bundesrat die Aussenpolitische Strategie 2020-
2023, die jeweils die Vorgaben der bundesratlichen Legislaturplanung ausformuliert. Im
Aussenpolitischen Bericht 2019, der die Strategie 2016-2019 evaluierte, zeigte sich, dass
vor allem in Bezug auf die Kohérenz zwischen Innen- und Aussenpolitik noch
Handlungsbedarf bestand. Die angestrebte Kohérenz solle durch vertikale Kooperation
(lokal, kantonal, national, bilateral) und horizontale Kooperation zwischen
Departementen, Bundesstellen und dem Parlament erreicht werden. Als
Orientierungshilfen dienten dazu die Bundesverfassung, die Legislaturplanung sowie
die UNO-Agenda 2030 fur nachhaltige Entwicklung. Um die Wirksamkeit und
Glaubwdurdigkeit der Schweizer Aussenpolitik zu erhdhen, erarbeitete das EDA die
Strategie 2020-2023 daher erstmals im Rahmen eines departementsibergreifenden
Prozesses.

Thematisch setzte der Bundesrat vier Schwerpunkte: Frieden und Sicherheit,
Wohlstand, Nachhaltigkeit sowie Digitalisierung. Ein besonderer Fokus sollte, wie schon
in der letzten Aussenpolitischen Strategie, auf die Region Europa/EU gelegt werden.
Frieden und Sicherheit bilden altbekannte Ziele der Schweizer Aussenpolitik. Diese
wolle man in der anstehenden Legislatur insbesondere durch die mdgliche Wahl als
nichtstandiges Mitglied im UNO-Sicherheitsrat fordern. Das Profil der Schweiz als
Vermittlerin ohne versteckte Agenda solle weiterhin gescharft werden, denn gerade in
humanitaren und volkerrechtlichen Fragen verfige die Schweiz mit Genf Uber einen
weltweit anerkannten Hub.

Die Schweizer Aussenpolitik setze sich gemass Strategie insofern fur den Wohlstand des
Landes ein, als sie flr glnstige Rahmenbedingungen auf bilateraler wie auch
multilateraler Ebene sorge. Im Fall der EU soll dies durch den Abschluss des
institutionellen Abkommens gewahrleistet werden. Man setze sich jedoch auch
weiterhin flr den Wohlstand anderer Lander ein, indem beispielsweise der Marktzugang
von Entwicklungslandern beglnstigt werde.

Nachhaltigkeit beziehe sich einerseits auf einen schonenden Umgang mit Ressourcen
sowie die Umsetzung des Pariser Klimaabkommens, andererseits auch auf den Schutz
der Bevdlkerung durch wirksame nationale Gesundheitssysteme. Auch das geféhrdete
Kulturerbe wolle man schitzen, unter anderem durch die Teilnahme an diversen EU-
Programmen sowie durch die Mitgliedschaft im UNESCO-Exekutivrat von 2019 bis 2023.

Der Bundesrat sieht die Schweiz zudem als Brlckenbauerin im Bereich der
Digitalisierung. Es bedurfe einer globalen Digitalisierungspolitik, um die soziale und
wirtschaftliche Entwicklung férdern zu kénnen. Auch hier solle Genf als Zentrum einer
globalen Digital- und Technologiepolitik eine tragende Rolle zukommen. Bestehende
Foren sollen daher ausgebaut werden. Uberdies besasse die Schweiz bereits Know-How
in der internationalen Vertrauensbildung und kénne dies auch im Cyberraum zur
Anwendung bringen; beispielsweise, wenn es um die Anwendung des Volkerrechts oder
um die Klarung von Zusténdigkeiten im Netz gehe. Die Interessenwahrung in der
Beziehung Schweiz-EU sei nach wie vor Kernbestandteil der Schweizer Aussenpolitik.
Bilaterale Abkommen wie das institutionelle Rahmenabkommen und andere, sektorielle
Abkommen sollen auch weiterhin als Hauptinstrument dienen. Dazu gehoére auch die
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fortgesetzte Assoziierung an Schengen/Dublin. Nach dem Austritt des Vereinigten
Konigreichs aus der EU gelte es zudem, im Rahmen der «Mind the Gap»-Strategie die
bilateralen Beziehungen mit Grossbritannien aufrecht zu erhalten. Im Nahen Osten
setze man sich weiterhin fur die Achtung des Volkerrechts und der Menschenrechte
ein, wahrend man mit Landern wie Russland und der Tirkei im Dialog stehe, um die
Bevolkerung in Konfliktregionen zu unterstiutzen. Eher wirtschaftliche Interessen
verfolge die Schweiz in China, wo man sich flr die Teilnahme von Schweizer
Unternehmen an der Belt and Road-Initiative stark mache, und in den USA, wo der
Fokus auf der Vertiefung der bereits sehr engen wirtschaftlichen Beziehungen liege.
Langerfristig durfte der Abschluss eines Freihandelsabkommens mit den USA in den
Vordergrund ricken.

Die NZZ beobachtete, dass die wachsende Bedeutung Chinas - unter anderem fur die
Schweiz - auch dem EDA nicht entgangen zu sein schien. So zéhlte die NZZ im
vergangenen aussenpolitischen Bericht bloss zwei Erwahnungen des Landes, wahrend
es in der Strategie 2020-2023 bereits 19 Nennungen waren. Die Beziehungen zu China
seien jedoch von «Knackpunkten» gepragt, so die Zeitung weiter. Differenzen in
Menschenrechtsfragen, den politischen Systemen und den sicherheitspolitischen
Strategien durften zu Interessenkonflikten fihren. Zudem bemuhten sich linke Kreise
gemass NZZ darum, das Freihandelsabkommen mit China zu sistieren, bis sich die
Menschenrechtslage in Xinjiang verbessere. Die detaillierte Ausarbeitung der
Chinastrategie erfolge erst zu einem spateren Zeitpunkt, liess Bundesrat Cassis
gegeniber den Medien verlauten. ?

Jahresriickblick 2021: Aussenpolitik

Nach dem Jahr 2020, das auch im Bereich der Aussenpolitik mehrheitlich von der
Covid-19-Pandemie dominiert worden war, kehrten 2021 wieder andere Themen ins
Scheinwerferlicht zurlck. Allen voran gewannen die Beziehungen zur EU aufgrund
unvorhergesehener Ereignisse an Salienz. Die Zeitungsanalyse 2021 von Année Politique
Suisse unterstreicht diese Entwicklung eindrucklich: Zeitungsartikel zu den
Beziehungen zwischen der Schweiz und Europa machten im vergangenen Kalenderjahr
rund die Hélfte aller Artikel im Themenbereich Aussenpolitik aus (vgl. Abbildung 2 der
APS-Zeitungsanalyse 2021im Anhang).

Hauptgrund flur die Prominenz der bilateralen Beziehungen in den Medien durfte das
Ende der Verhandlungen iiber das Rahmenabkommen mit der EU im Mai 2021 gewesen
sein. Zwar widerspiegelte der mediale Tonfall nach dem Treffen zwischen
Bundesprasident Parmelin und EU-Kommissionsprasidentin von der Leyen Ende April
die Hoffnung, dass sich die Verhandlungen in eine weitere Runde wurden retten
kénnen, doch die Reaktionen aus Politik und Wirtschaft zeigten die verhérteten Fronten
in der Diskussion in der Schweiz auf. Auch das Parlament Ubte Ende April/Anfang Mai
zunehmend Druck auf den Bundesrat aus, endlich neue Anséatze in die seit langerem
blockierten Verhandlungen zu bringen. Ein Abbruch der Verhandlungen schien fir den
Bundesrat schliesslich angesichts der bestehenden Differenzen unvermeidlich, wobei
die einseitige Entscheidung von der EU Uberhaupt nicht begrisst wurde. Verschiedene
politische und zivilgesellschaftliche Akteure wie die SP und die Operation Libero
dréngten nach dem Verhandlungsabbruch auf neue Losungsansatze, der
polarisierendste zielte gar auf einen EU-Beitritt ab. Eine in der Folge rasch ergriffene
Massnahme betraf die seit 2019 blockierte zweite Kohasionsmilliarde, die auf Initiative
des Bundesrats in der Herbstsession von beiden Raten freigegeben wurde. Nachdem
dieser zweite Schweizer Beitrag aufgrund der Nichtverlangerung der Bérsenaquivalenz
2019 blockiert worden war, erhoffte sich der Bundesrat von der Freigabe nun die
Assoziierung an Horizon Europe.

Die Verschlechterung der Beziehungen zur EU hatte sich zu Beginn des Jahres noch
nicht unbedingt abgezeichnet. Im Méarz hatte der Bundesrat die Botschaft zur Priimer
Zusammenarbeit und dem Eurodac-Protokoll veréffentlicht und damit die Grundlage
fur eine vertiefte Kooperation mit der EU in Sachen Kriminalitdtsbekdmpfung gelegt.
Diese waren in den beiden Raten unbestritten und wurden einstimmig angenommen.
Auch ein weiteres Geschéaft im Rahmen der Schengen-Weiterentwicklung, die
Interoperabilitdat zwischen den EU-Informationssystemen, fand im Standerat eine
grosse Mehrheit. Etwas umstrittener gestalteten sich die Ratsdebatten Uber die
Schweizer Beteiligung an der Weiterentwicklung von Frontex und Uber eine dafir nétige
Revision des AIG. Da die Rate und die vorberatenden Kommissionen der EU-
Migrationspolitik kritisch gegentberstanden, brachten sie Ausgleichsmassnahmen in die
Vorlage ein, um der humanitéaren Tradition der Schweiz gerecht zu werden. In der Folge
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wurde vor allem Uber deren Ausgestaltung diskutiert und weniger Uber den Frontex-
Beitrag, der personelle und finanzielle Mittel umfasste und aufgrund der drohenden
Beendigung der Schengen-Assoziierung bei einer Nichtibernahme unbestritten
schien.

Deutlich positiver als die EU-Politik liest sich die Bilanz der Schweiz im Hinblick auf die
Kooperation mit einzelnen europaischen Staaten. Die bilateralen Beziehungen zum
Vereinigten Konigreich im Nachgang des Brexit nahmen 2021 weiter Form an. Im Januar
nahm der Standerat als Zweitrat eine Motion Cottier (fdp, NR) an, die eine vertiefte
Handelsbeziehung im Rahmen der «Mind the Gap-Strategie» des Bundesrats verlangte.
Zudem veroffentlichte der Bundesrat im Juni die Botschaft zum Abkommen mit dem
Vereinigten Kénigreich Uber die Mobilitat von Dienstleistungserbringenden, durch das
die Schweiz einen vereinfachten Zugang zum britischen Arbeitsmarkt erhalten soll.
Dieses nahm die kleine Kammer in der Wintersession einstimmig an. Auch die Nutzung
des franzésischen Satellitensystems «Composante Spatiale Optique» wurde von
beiden Raten ohne grosseren Widerstand angenommen.

Auch in der Aussenwirtschaftspolitik ereignete sich im vergangenen Jahr einiges,
angefangen mit der Abstimmung Uber das Freihandelsabkommen mit Indonesien,
welches die Schweizer Bevélkerung im Marz mit 51.6 Prozent Ja-Stimmen knapper als
erwartet annahm. Deshalb werteten auch die unterlegenen Gegner und Gegnerinnen
des Abkommens dieses Resultat als Erfolg, insbesondere im Hinblick auf das
Freihandelsabkommen mit dem Mercosur, welches gemass geltender Gesetzgebung
automatisch dem fakultativen Referendum unterstellt werden soll. Erwdhnenswert war
im Kontext des Aussenhandels auch die Anpassung des Embargogesetzes, durch die das
Einfuhrverbot von Feuerwaffen, Waffenbestandteilen, Munition und weiteren Gutern
aus Russland und der Ukraine fortgefihrt werden konnte und die es dem Bundesrat
erlaubt, in vergleichbaren Situationen nicht mehr die Bundesverfassung fur ein
Embargo bemiihen zu missen.

Deutlich weniger Verdnderungen als in anderen Jahren gab es bei den Beziehungen zu
internationalen Organisationen. Hervorzuheben ist hier die Sistierung des UNO-
Migrationspakts durch den Stéanderat, welcher die Ergebnisse der Subkommissionen der
aussenpolitischen Kommissionen zum Thema «Soft Law» abwarten wollte. Ebenfalls von
Bedeutung waren die Bewilligung der von der WAK-SR geforderten standigen
parlamentarischen Delegation bei der OECD durch die beiden Rate in der
Herbstsession und die Ratifikation der ILO-Ubereinkommen 170 und 174.

Einen Bedeutungsaufschwung erlebten die bilateralen Beziehungen der Schweiz mit
China, was sich in einer Vielzahl an parlamentarischen Vorstdssen dusserte. Ausléser fur
die rege Tatigkeit des Parlaments war die mit Spannung erwartete Publikation der
Schweizer China-Strategie im Marz. Diese wurde unter anderem fir ihren unklaren
Umgang mit den chinesischen Menschenrechtsverletzungen kritisiert, weshalb die
aussenpolitischen Kommissionen der Réate selbst aktiv wurden. Bereits vor
Veroéffentlichung der China-Strategie hatte die APK-NR in der Frihjahrssession einen
Bericht zur Umsetzung des bilateralen Menschenrechtsdialogs eingefordert - mit
diesem sollte die China-Strategie beurteilt werden. Auch die Situation der tibetischen
Exilgemeinschaft in der Schweiz, die laut APK-NR unter der zunehmenden
Einflussnahme Chinas leidet, wurde in der Frihjahrssession thematisiert. Kurz darauf
engagierte sich die APK-NR auch in diesem Themenfeld: Mittels Motion forderte sie
einen starkeren Fokus der Schweiz auf die Férderung der Menschenrechte in China, der
auch in der Schweizer China-Strategie zum Ausdruck kommen sollte. Die Motion wurde
vom Nationalrat zwar beflrwortet, aber vom Standerat abgelehnt. Die APK-NR war es
auch, die den Bundesrat im Sommer mit einem Postulat ins Schwitzen brachte, das die
Prifung von vertieften Beziehungen mit Taiwan - unter anderem auf politischer Ebene
- forderte, was ganz und gar nicht zur Ein-China-Politik der Schweiz passte und vom
Bundesrat daher abgelehnt wurde. Anders sah dies der Nationalrat, der das Postulat
Uberwies. Etwas allgemeiner ging die APK-SR vor, die in einer von ihrem Rats bereits
unterstlitzten Motion eine Institutionalisierung des zwischenstaatlichen Austauschs und
der Koordination von Schweizer Akteuren mit China verlangte, um die politische
Koharenz der China-Politik sicherzustellen.

Zu kleineren Ausschlégen in der APS-Zeitungsanalyse 2021 flihrten zudem die Guten
Dienste der Schweiz (vgl. Abbildung 1). Im Juni fand in Genf das viel beachtete Treffen
zwischen US-Prasident Biden und dem russischen Prasidenten Putin statt, das von den
Bundesraten Cassis und Parmelin genutzt wurde, um die Bedeutung des internationalen
Genfs als Standort flr interdisziplindre Kooperation hervorzuheben. Im August
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verstérkte sich die Berichterstattung in diesem Themenbereich aufgrund der durch die
Machtubernahme der Taliban ausgelosten Krise in Afghanistan. In deren Wirren
evakuierte die Schweiz ihr DEZA-Kooperationsbtro in Kabul und vergab den lokalen
Mitarbeitenden der Schweizer Aussenstellen insgesamt 230 humanitare Visa. Im
Bereich der Menschenrechte hatte der Bundesrat noch vor diesen beiden
Grossereignissen die Leitlinien Menschenrechte 2021-2024 publiziert.

Die vorlUbergehenden Lockerungen der globalen Corona-Massnahmen machte sich im
EDA vor allem anhand der Auslandreisen von Aussenminister Cassis bemerkbar. Nach
einem mageren 2020 schien der EDA-Vorsteher 2021 einiges nachzuholen und reiste in
mehrere Lénder, die im Fokus der Schweizer MENA-Strategie standen, darunter
Algerien, Mali, Senegal, Gambia, Irak, Oman, Libanon, Libyen und Saudi-Arabien. Von
besonderer Bedeutung war der Staatsbesuch in der Ukraine, den Cassis zum Anlass
nahm, um den Vorbereitungsprozess fir die Ukraine-Reformkonferenz 2022
einzulduten. 3

Jahresriickblick 2022: Aussenpolitik

Nach der Corona-Pandemie und dem institutionellen Rahmenabkommen 2020 und
2021 wurde das Jahr 2022 nun von einem ganzlich neuen Thema dominiert: Der
Angriffskrieg Russlands in der Ukraine |6ste in der Schweiz nicht nur Diskussionen zum
Sanktionswesen aus, sondern auch eine Grundsatzdebatte zur Schweizer
Neutralitatspolitik. Die APS-Zeitungsanalyse fir das Jahr 2022 zeigt - im Vergleich zu
den Vorjahren -das Aufkommen komplett neuer Themenschwerpunkte wie
«Neutralitat» und «Sanktionen» in der Medienberichterstattung (vgl. Abbildung 2 der
Analyse im Anhang). Wenig Uberraschend zeigen sich Ausschlage in der Artikelzahl zum
Thema Aussenpolitik im Februar und Méarz rund um den Kriegsausbruch in der Ukraine.
Zwar nahm der prozentuale Anteil der Berichte dazu in den folgenden Monaten ab, hielt
sich aber bis in den Herbst hinein auf einem hohen Niveau.

Das Jahr 2022 begann aussenpolitisch mit einem grossen Paukenschlag, dem
Kriegsausbruch in der Ukraine Ende Februar, der den Bundesrat gemass Medien véllig
auf dem falschen Fuss erwischte. Noch im Januar hatten sich die Aussenminister
Russlands und der USA in Genf getroffen, um die angespannte Lage an der russisch-
ukrainischen Grenze zu deeskalieren. Aussenminister Cassis hatte damals von einer
«freundschaftlichen, aber konzentrierten Stimmung» gesprochen. Der Angriff
Russlands auf die Ukraine im Donbass I6ste im Parlament, wie auch in der Bevélkerung
heftige Reaktionen aus. Stdnde- und Nationalrat verabschiedeten wenige Tage nach
Kriegsausbruch eine Erklarung, mit der sie einen sofortigen Waffenstillstand verlangten,
und tbten in der Folge Druck auf den Bundesrat aus, wirtschaftliche Sanktionen der EU
zu Ubernehmen. Nach mehreren verbalen Verurteilungen des Vorgehen Russlands als
volkerrechtswidrig und aufgrund des massiven Drucks aus dem In- und Ausland
beschloss der Bundesrat am 27. Februar die Ubernahme der Sanktionspakete der EU
gegen Russland. Bundesprasident Cassis wurde in der Folge nicht mude zu betonen,
dass die Schweiz ihre Neutralitdt mit dieser Art der Sanktionsliibernahme beibehalte. In
den folgenden Wochen und Monaten tUbernahm die Schweiz samtliche Ausweitungen
der Sanktionen der EU gegen Russland - und spater auch gegen Belarus. Fast zeitgleich
zur Ubernahme des EU-Sanktionsregimes gab die Regierung bekannt, die ukrainische
Bevolkerung mit Hilfsgltern zu unterstitzen. Ein erstes Paket in Hohe von CHF 8 Mio.
wurde in raschen Abstanden durch weitere Hilfsguterlieferungen und die finanzielle
Unterstldtzung von humanitéren Organisationen ergéanzt. Im Bereich der Guten Dienste
unterstitzte die Schweiz den Reform- und Wiederaufbauprozess in der Ukraine
mithilfe der von langer Hand geplanten Ukraine Recovery Conference, die im Juli in
Lugano stattfand. Die seit 2017 jahrlich stattfindende Ukraine Reform Conference
wurde angesichts des Kriegsgeschehens umbenannt und inhaltlich neu ausgerichtet.

Der Erlass und die Ubernahme von Sanktionen stellten nicht nur den Bundesrat,
sondern auch das Parlament vor neue Fragen und hielten dieses auf Trab. Davon zeugen
nicht nur die parlamentarischen Vorstésse zum Thema, sondern auch die intensiven
Debatten, die im Rahmen der Anpassung des Embargogesetzes gefuhrt wurden. Eine
bereits im Jahr 2019 eingereichte parlamentarische Initiative zur EinfUhrung einer
Rechtsgrundlage fir gezielte Sanktionen bei schweren Menschenrechtsverletzungen
und Korruption durch hochrangige Politiker und Politikerinnen erhielt aufgrund der
geopolitischen Umstdnde besondere Relevanz. Zwar wurde diese vom Standerat
abgelehnt, doch trug sie massgeblich zu einer umfassenden Debatte innerhalb des
Parlaments Uber das Schweizer Sanktionswesen bei. Im Mai 2022 verlangte die APK-NR
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vom Bundesrat mittels einer Kommissionsmotion die Entwicklung einer kohéarenten,
umfassenden und eigensténdigen Sanktionspolitik. Der reine Nachvollzug von EU- und
UNO-Sanktionen gentgten nach Ansicht der Kommission nicht, um die
Landesinteressen der Schweiz in den Bereichen Sicherheit, Versorgungssicherheit und
Rechtsstaatlichkeit zu gewahrleisten.

Eng mit den Uberlegungen zur Sanktionsthematik verkniipft war die Frage, inwiefern die
Schweiz diese mit ihrer Neutralitat respektive mit ihrer Neutralitatspolitik vereinbaren
konne. Wahrend die SVP die Schweizer Neutralitdt durch die Gbernommenen EU-
Sanktionen als bedroht erachtete, liess Alt-Bundesrat Blocher bezlglich der
Sanktionsiibernahme verlauten: «Wer hier mitmacht, ist eine Kriegspartei.» Derweil
winschte sich die APK-SR vom Bundesrat in einem Postulat mehr Klarheit und
Orientierung in der Neutralitatspolitik. Diese Forderung versprach der Bundesrat durch
einen aktualisierten Neutralitédtsbericht - der letzte stammte aus dem Jahr 1993 - zu
erflllen. Aussenminister Cassis scheiterte jedoch Anfang September mit der
Konzeptionierung der von ihm gepragten «kooperativen Neutralitat», als der
Gesamtbundesrat den  Neutralitdtsbericht  zurlickwies. Erst Ende  Oktober
verabschiedete die Regierung den Bericht in Erfullung des Postulats und beschloss, an
der Neutralitatspraxis aus dem Jahr 1993 festzuhalten. Im gleichen Monat kindigte die
neu gegrindete nationalkonservative Gruppierung «Pro Schweiz» an ihrer
Grindungsversammlung die Lancierung einer Volksinitiative an, mit der sie die
«immerwahrende bewaffnete Neutralitat» der Schweiz in der Verfassung festschreiben
will.

Wenn auch nicht im gleichen Ausmass wie in den Jahren zuvor, sorgten aber auch im
Jahr 2022 die bilateralen Beziehungen mit der EU flr einige Schlagzeilen. Insbesondere
die vom Bundesrat im Januar vorgestellte neue Stossrichtung flur das
Verhandlungspaket mit der EU sorgte aufgrund des gewahlten sektoriellen Ansatzes
vielerorts fur Kopfschutteln, nicht zuletzt bei EU-Vertreterinnen und -Vertretern selbst.
Auch das Parlament kdmpfte weiterhin mit den Nachwehen des gescheiterten
Rahmenabkommens und beschéftigte sich mit der Vielzahl der 2021 eingereichten
parlamentarischen  Vorstésse, deren Forderungen von einer nachhaltigen
Zusammenarbeit mit der EU, Uber einen EWR-Beitritt bis zum EU-Beitritt reichten. Der
vom Bundesrat versprochene Europabericht, welcher eine Vielzahl der Vorstdsse hatte
beantworten sollen, liess indes auf sich warten. Im Méarz schwebte Uberdies die
Abstimmung Uber das Frontex-Referendum wie ein Damoklesschwert Uber der sowieso
schon belasteten Beziehung mit der EU. Ein Nein héatte unter Umstédnden den
Ausschluss aus dem Schengen/Dublin-Abkommen nach sich ziehen kénnen. Zwar
verschwanden entsprechende Diskussionen nach dem deutlichen Ja im Méarz 2022
rasch, ein im Sommer publik gewordener Briefwechsel zwischen EU-Vize-
Kommissionsprasident Maros Sefllovill und Staatssekretarin Livia Leu warf jedoch ein
erneut negatives Licht auf den Stand der bilateralen Verhandlungen. Daraus ging hervor,
dass auf beiden Seiten weiterhin Unklarheiten Gber die jeweiligen Forderungen und
roten Linien existierten. Etwas Versohnlichkeit zeigte das Parlament im Marz, als es
einer Aktualisierung des Abkommens mit der Européischen Gemeinschaft Uber
Zollerleichterungen und Zollsicherheit zustimmte, sowie in der Herbstsession mit der
Annahme zweier Vorlagen zur Weiterentwicklung des Schengen-Besitzstands. Auch die
Anpassungen der Systeme ETIAS und VIS waren in beiden Raten ungeféahrdet.

Im Gegensatz zu den stagnierenden Beziehungen zur EU zeigte sich die Schweiz sehr
aktiv im Umgang mit einzelnen Partnerldndern. Das Verhaltnis zum Vereinigten
Kénigreich wurde im Fruhling 2022 unter anderem durch ein Mobilitdtsabkommen far
Dienstleistungserbringende, ein Sozialversicherungsabkommen und durch einen
Prasidialbesuch von Bundesprasident Cassis in London gestarkt. Ebenfalls im Frihjahr
reiste Cassis wenige Wochen nach der Annahme des neuen Grenzgangerabkommens
mit Italien im Parlament nach lItalien, um sich unter anderem mit dem italienischen
Aussenminister Luigi di Maio zu treffen. Generell zeigte sich Cassis in seiner Doppelrolle
als Aussenminister und Bundesprésident sehr reise- und gespréachsfreudig. Das belegen
unter anderem Staatsbesuche in Osterreich und der Tschechischen Republik, Polen
und Moldawien, Japan, Niger und dem Vatikan, aber auch Gesprache mit dem
Aussenminister der VAE und der slowakischen Prasidentin Zuzana Oaputové.

In seiner Chinapolitik musste der Bundesrat 2022 innenpolitisch mehrere Dampfer
hinnehmen: Das Parlament stimmte gegen seinen Willen mehreren Motionen zu, mit
denen die wirtschaftlichen Beziehungen mit China und der Whole-of-Switzerland-
Ansatz anders ausgestaltet werden sollen.

Auf multinationaler Ebene stach insbesondere die erfolgreiche Wahl der Schweiz als
nichtstandiges Mitglied des UNO-Sicherheitsrats im Juni hervor. Darlber hinaus
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beschloss das Parlament, dass sich die Schweiz weiterhin an der internationalen
Wahrungshilfe beteiligen soll, und verabschiedete einen Verpflichtungskredit in Hohe
von CHF 10 Mrd. bis 2028, der als Notreserve bei starken Stérungen des internationalen
Wahrungssystems eingesetzt werden kann. *

Der Bundesrat verabschiedete im Februar 2023 den Aussenpolitischen Bericht 2022.
Den Schwerpunkt bildete dabei der im Fruhjahr 2022 gestartete Angriffskrieg Russlands
gegen die Ukraine. Dieser flihrte in der Schweiz und in vielen anderen Staaten zu einer
Energiekrise und zu einer starken Inflation. Auch eine in vielen Landern zu splrende
grossere Erndhrungsunsicherheit und ganz allgemein eine grosse geopolitische
Instabilitat waren Folge dieses Krieges. Die Schweiz habe die Sanktionspolitik der EU
gegen Russland unterstutzt und sich gegenlber der Bevdlkerung in der Ukraine
solidarisch gezeigt, erklarte der Bundesrat im Bericht. Weiter hielt der Bericht fest,
dass die im Juli 2022 in Lugano durchgefiihrte Ukraine Recovery Conference den
politischen Prozess fur den Wiederaufbau der Ukraine lanciert habe. Ein weiteres
wichtiges Kapitel des Berichts widmete sich den Beziehungen der Schweiz zur EU.
Diesbezuglich verwies der Bundesrat auf die im Februar 2022 festgelegte Stossrichtung
fur ein neues Verhandlungspaket mit der EU.

Weitere Themen waren auch das Engagement der Schweiz fur einen wirkungsvollen
Multilateralismus und der Einsitz der Schweiz im Sicherheitsrat der UNO fur die Periode
2023-2024.

Als Anhang zum aussenpolitischen Bericht publizierte der Bundesrat den Bericht tUber
die Menschenrechtsdiplomatie der Schweiz fir die Jahre 2019-2022. Mit diesem
Bericht erflllte er das Postulat 20.4334 der APK-NR zum Menschenrechtsdialog mit
China. Der Bundesrat hielt fest, dass sich die Schweiz bemuhe, die bilaterale sowie
multilaterale Menschenrechtsdiplomatie mit China aufrechtzuerhalten - der letzte
bilaterale  Austausch  fand 2018 statt -, obwohl Chinas Bereitschaft,
Menschenrechtsfragen zu diskutieren, in den letzten Jahren abgenommen habe.
Zugleich habe sich die menschenrechtliche Lage in China in vielen Bereichen, etwa in
Bezug auf die Meinungséausserungsfreiheit oder die Rechte von Minderheiten, stark
verschlechtert. Die Schweiz werde aber trotz der ernlchternden Ergebnisse in
Koharenz mit der China-Strategie 2021-2024 weiterhin versuchen, den bilateralen
Menschenrechtsdialog wieder aufzunehmen.

Der Nationalrat nahm in der Frihjahrssession 2023 Kenntnis vom Bericht. Christine
Bulliard-Marbach (mitte, FR) und Sibel Arslan (basta, BS) stellten den Bericht vor und
erlauterten, dass dieser in der Kommission von den Fraktionen generell wohlwollend
aufgenommen worden sei. Gemaéass Sibel Arslan divergierten die Meinungen zur
Reaktion des Bundesrates auf den Ukraine-Krieg stark: Einige hatten kritisiert, dass der
Bundesrat die EU-Sanktionen gegen Russland erst auf oOffentlichen Druck hin
Ubernommen  habe. Anderen wiederum habe der Bundesrat bei der
Sanktionslbernahme zu rasch gehandelt und dadurch rechtsstaatliche Prinzipien
verletzt. Des Weiteren habe auch die Frage der Neutralitédt zu reden gegeben; diese
Thematik musse in nachster Zeit vertieft diskutiert werden, lautete gemass Arslan der
Tenor in der APK-NR. Anschliessend &usserten sich die Fraktionen zu den fir sie
wichtigen Aspekten des aussenpolitischen Berichts. So erlauterte etwa Elisabeth
Schneider-Schneiter (mitte, BL) fur die Mitte-Fraktion, dass die Schweiz im Bereich der
Aussenpolitik entschieden auf die Einhaltung des Vdlkerrechts pochen misse. Fir die
SP-Fraktion &usserten Brigitte Crottaz (sp, VD) und Claudia Friedl (sp, SG) ihren Unmut
dartber, dass der Bundesrat lange gezogert habe, die EU-Sanktionen gegenlber
Russland vollumfanglich zu Gbernehmen. Tiana Moser (glp, ZH) verlangte fur die GLP-
Fraktion einen grosseren finanziellen Effort der Schweiz fir die Ukraine, insbesondere
angesichts der Tatsache, dass der Bundesrat die Wiederausfuhr von Ristungsgltern
ablehne. Fir die SVP-Fraktion sprach sich Roger Képpel (svp, ZH) eben gerade gegen
eine Ausfuhr von Waffen an die Kriegsparteien aus, da die Aufgabe des Bundesrates
darin bestehe, die Schweiz aus diesem Krieg herauszuhalten. Auch die Grine Fraktion
sprach sich gegen den Export oder die Wiederausfuhr von Waffen aus; sie unterstitze
jedoch die wirtschaftlichen Sanktionen gegen Russland, wie Denis de la Reussille (pda,
NE) anmerkte. Zudem forderte der Griinen-Vertreter, dass sich der Bericht zur
Aussenpolitik zuklnftig vermehrt der Menschenrechtslage zuwende, und weniger von
okonomischen Aspekten geprégt sei. Schliesslich monierte Hans-Peter Portmann (fdp,
ZH) im Namen der FDP-Fraktion, dass es der Bundesrat verpasst habe, eine umfassende
Debatte zur Schweizer Neutralitat zu flUhren, weil ein entsprechender Bericht von
Aussenminister Cassis vom Bundesrat zurlickgewiesen worden sei.

Im Standerat wurde der Bericht in der Sommersession 2023 nur kurz von Pirmin
Bischof (mitte, SO) und Aussenminister Cassis vorgestellt und sodann stillschweigend
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Beziehungen zu internationalen Organisationen

Lors de la session de printemps, le radical bernois J.P. Bonny a déposé une
interpellation urgente invitant le Conseil fédéral a augmenter massivement (si possible
de 600 millions de francs) le crédit de programme prévu pour la poursuite de la
coopération renforcée avec les Etats d'Europe centrale et orientale, notamment sous
la forme de garantie de crédits (92.3054). Selon I'intervenant, cette augmentation de
|'aide devrait s'adresser prioritairement aux 12 républiques indépendantes de I'ex-
Union soviétique, réunies au sein de la Communauté des Etats Indépendants (CEI)
depuis la fin de I'année 1991; ces Etats, en raison de la situation politique incertaine,
n'avaient en effet pas été inclus parmi les pays bénéficiant du crédit de 800 millions de
francs. Les députés et le Conseil fédéral ont réagi positivement a cette proposition; les
représentants socialistes et écologistes, ainsi que le libéral J.S. Eggly (GE), ont toutefois
insisté pour que la garantie de crédits ne serve pas en priorité les intéréts des secteurs
d'exportation helvétiques et qu'elle ne se fasse pas au détriment de la coopération
technique.

Quelques mois plus tard, conformément a ce qu'il avait annoncé, le Conseil fédéral
proposait I'octroi d'un crédit supplémentaire de 600 millions de francs, destiné en
priorité a la Communauté des Etats Indépendants (CEI) (92.065). Les trois quarts des
600 millions prévus seront consacrés a l'aide financiere, principalement sous la forme
de garantie contre les risques a l'exportation; le reste servira a la coopération
technique. A la fin de I'année, le Conseil des Etats a accepté a la quasi-unanimité ce
nouveau crédit. Il a ainsi rejeté une proposition de l'argovien Loretan (prd) qui
demandait le blocage de I'aide suisse en faveur de la Russie tant que les troupes russes
n'auraient pas quitté les pays baltes. ¢

Le chef du DFAE, R. Felber, a présidé jusqu'au mois de mai le comité des ministres du
Conseil de I'Europe. Au cours des six mois de présidence helvétique, I'organisation a
poursuivi son ouverture a I'égard des pays d'Europe centrale et de I'Est. La Bulgarie est
devenue le 27e membre de |'organisation; la Roumanie, la Slovénie, I'Albanie et la Russie
ont également déposé une demande d'adhésion au début de I'année. La plus vieille des
institutions européennes est ainsi progressivement devenue la premiere structure
d'accueil pour les pays d'Europe centrale et orientale dans leur voie vers l'intégration
européenne. Lors de sa période de présidence, R. Felber s'est également efforcé
d'améliorer les contacts avec les Etats-Unis, qui ont toujours fait preuve de réticences
a I'égard du Conseil de I'Europe, en raison de la prééminence de la France au sein de
cette institution. Lors de son voyage aux Etats-Unis, le chef du DFAE, accompagné par
la secrétaire générale C. Lalumiére, a tenu a sensibiliser le président américain aux
activités du Conseil de I'Europe; il a également plaidé pour une meilleure coordination
entre les activités de celui-ci et celles de la CSCE, dont les Etats-Unis sont membres. ’

Des le résultat de la votation connu, le Conseil fédéral et la diplomatie helvétique ont
mené des tractations serrées pour tenter d'obtenir un siége au Conseil
d'administration du FMI et de la Banque mondiale. Bien que, depuis plusieurs mois, la
création d'un 23éme siege était prévue, son obtention par la Suisse devenait trés
compromise en raison de la candidature récente de la Russie. Durant les mois
précédant I'assemblée annuelle du FMI de septembre ou devaient avoir lieu certains
remaniements en raison de nombreuses adhésions, les diplomates suisses ont multiplié
les contacts avec les représentants de différents pays membres afin d'obtenir leur
soutien ou d'accepter de participer au groupe de pays dont la Suisse deviendrait le
chef de file. La Turquie et I'Afrique du Sud ont ainsi été approchées, mais sans succes.
Par contre, plusieurs autres pays (Pologne, Azerbaidjan, Tadjikistan, Ouzbékistan,
Turkménistan et Kirghizie) ont accepté de se joindre a la Suisse en échange du
financement d'une partie des frais d'adhésion. Ces intenses efforts diplomatiques ont
porté leurs fruits puisque le groupe de pays emmené par la Suisse s'est vu attribué par
le Conseil des gouverneurs du FMI un 24e siege dans les organes exécutifs des deux
principales institutions de Bretton Woods. Le groupe dirigé par la Suisse rassemble
2,77% du total des voix du Conseil d'administration du FMI, ce qui le met au 18e rang
des 24 groupes de pays; a la Banque mondiale, le groupe dirigé par la Suisse représente
2,74% des voix. ®
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La chambre basse, comme le Conseil des Etats I'année derniere, a approuvé a une large
majorité le crédit supplémentaire de 600 millions de francs pour la poursuite de la
coopération avec les Etats d'Europe centrale et orientale, et plus particulierement la
Communauté des Etats indépendants (CEI).

Avant d'aborder la discussion par article, le Conseil national a rejeté une proposition de
non-entrée en matiére de R. Moser (pa, AG) et une proposition de renvoi au Conseil
fédéral soutenue par une majorité des députés de I'UDC. Ceux-ci souhaitaient que le
gouvernement revoie les conditions d'octroi de l'aide et le controle de celle-ci en
raison de la présence de troupes de l'ex-Union soviétique sur le territoire des pays
baltes et du soutien de la Russie a la Serbie. Le groupe démocrate-chrétien avait
déposé une proposition similaire au groupe de I'UDC, mais a finalement décidé de la
retirer suite aux explications et aux garanties fournies par le chef du DFAE.

Plusieurs propositions sur les moyens et les conditions de la coopération suisse ont été
faites par les députés, mais aucune modification du projet du Conseil fédéral n'a été
adoptée. Ainsi, la proposition Aregger (prd, LU) de réduire a 350 millions de francs ce
crédit supplémentaire a été largement repoussée, de méme que celle de G. Stucky (prd,
ZG) qui prévoyait de consacrer I'ensemble du crédit a 'assainissement des centrales
nucléaires de I'ex-Union soviétique. Par ailleurs, le chef du DFAE a annoncé qu'une loi
sur la coopération avec les Etats d'Europe centrale et orientale était en préparation. ?

Le Conseil fédéral a approuvé I'ouverture d'une limite d'engagements pour I'octroi de
garanties de crédit d'un montant de CHF 200 millions en faveur de plusieurs
républiques de la Communauté des Etats indépendants (CEl). Cette somme a été
prélevée sur le crédit supplémentaire de CHF 600 millions pour la poursuite de la
coopération avec les Etats d'Europe Centrale et Orientale approuvé par les Chambres
entre 1992 et 1993. Sur le montant global de cette aide, CHF 100 millions sont attribués
a la Russie, 30 millions a I'Ukraine, 20 millions au Bélarus et le reste, soit 50 millions de
francs, aux républiques du Kazakhstan et de I'Ouzbékistan. ©

Lors du sommet de la CSCE qui s'est déroulé a Budapest au début du mois de
décembre, la Conférence sur la sécurité et la coopération en Europe - en quéte d'une
nouvelle identité depuis la chute du bloc soviétique - a été rebaptisée Organisation
pour la sécurité et la coopération en Europe (OSCE). A cette occasion, la Suisse a été
désignée pour faire partie de la troika de direction de cette organisation et en
assumera la présidence en titre en 1996 pour un an. Les divergences entre Moscou et
Washington sur I'expansion de I'OTAN vers I'Europe Centrale, et la situation en ex-
Yougoslavie ont constitué les principaux themes de la rencontre. Au terme de ce
sommet, les représentants des différents Etats ont adopté une déclaration finale
prévoyant notamment le renforcement des structures de I'OSCE, ainsi qu'un document
envisageant I'envoi d'une force internationale de paix au Nagorny-Karabach (CEI). "

Aprés une année de fonctionnement, le Centre pour le contrdle démocratique des
forces armées (DCAF) a dressé un premier bilan positif de ses services. Trente pays ont
rejoints son Conseil de fondation, dont la Russie, les Etats-Unis et presque tous les
pays européens. La Confédération a décidé de porter sa contribution de 5 & 7 millions
de francs par an - contre 0,5 million de la part des autres Etats membres. Surtout, le
DCAF a recu un important mandat du gouvernement yougoslave, portant sur six
domaines: bases pour une nouvelle politique de sécurité, réforme des secteurs de la
sécurité, adaptation des bases légales, réforme de I'armée, réforme de la police et
contrdle des services de renseignements. Ce projet mobilise une centaine d’experts de
25 pays. Depuis octobre 2000, le centre a en outre réuni un millier d’experts au cours
d’une vingtaine de conférences internationales. ™
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Au mois de novembre, la Suisse a pris la présidence semestrielle du Conseil de
I’"Europe. Elle s’est donné pour téache prioritaire de mener la réforme de la Cour
européenne des droits de I'homme afin de la désengorger de I'afflux de demandes. A ce
moment, pres de 100'000 requétes étaient pendantes et les réformes étaient bloquées
par la Russie d’ol provenait le quart des plaintes. *

La présidence helvétique du Conseil de I'Europe a pris fin. Micheline Calmy-Rey en a
tiré un bilan trés positif au vu de la ratification par la Russie du protocole visant une
réforme de la Cour européenne des droits de I’"homme. En effet, la Suisse avait fait de
cette réforme I'ambition majeure de sa présidence. La Russie est I'un des pays les plus
sanctionnés et demeurait jusqu’alors le seul membre a la bloquer. Une conférence a
été organisée par le DFAE & Interlaken afin de permettre la mise en place d'un plan
d’actions et d’un calendrier des réformes. ™

Sur invitation de la Russie, la Suisse a été conviée a participer aux réunions des
ministres des finances et des directeurs de banques centrales du G20. La Russie,
présidente du G20, a motivé cette invitation en mettant en exergue le réle important de
la Suisse sur la scéne financiere internationale. La Suisse a notamment été concernée
par les discussions se portant sur I'échange automatique d’information. ™

Les deux chambres du Parlement ont pris acte du rapport 2015 de la délégation
parlementaire auprés du Conseil de I'Europe lors de la session d'été 2016. Aprés avoir
souligné l'importance de l|'organisation intergouvernementale pour le respect des
droits de I'Homme et de la démocratie en Europe, Liliane Maury Pasquier (ps, GE) -
rapporteuse pour la CPE-CE et membre de la délégation helvétique - est revenue sur
certains points clés du compte-rendu. Durant I'année écoulée, la Russie s'est ainsi vue
privée de droit de vote au sein des instances de I'Assemblée parlementaire du Conseil
de I'Europe, en réponse a son implication dans la crise ukrainienne. La Genevoise a
également attiré I'attention sur le conflit opposant I'Arménie a I'Azerbaidjan & propos
de la région du Haut-Karabakh, ainsi que sur le nombre toujours plus élevé de
personnes cherchant a trouver refuge en Europe. Le rapport n'a suscité aucun
commentaire de la part des parlementaires. ©

Lors de la session parlementaire d'été 2016, le Conseil des Etats et le Conseil national
ont tous deux pris acte du rapport 2015 de la délégation suisse auprés de I'Assemblée
parlementaire de I'OTAN. Tel qu'exposé par Alex Kuprecht (udc, SZ) devant la chambre
des cantons, durant I'année écoulée, la délégation s'est notamment concentrée sur
|'évolution de la crise ukrainienne a la suite de I'annexion de la Crimée par la Russie, sur
les conflits en Syrie, en Irak et en Libye, ainsi que sur I'expansion et le développement
de l'organisation terroriste "Etat islamique". Le compte-rendu n'a suscité aucun
commentaire. ”

Au mois de juin 2017, les deux chambres du Parlement ont pris acte du rapport établi
par la Délégation parlementaire auprés du Conseil de I'Europe pour I'année 2016.
Outre les questions en lien avec les domaines de |'asile, de la crise migratoire ou du
terrorisme international, la situation en Turquie a, durant I'année sous revue, tout
particulierement préoccupé le Conseil de I'Europe. S'est alors posée la question de
savoir si certaines des évolutions pronées par la Turquie sur des thématiques telles que
la liberté de la presse, le respect de I'Etat de droit ou celui des droits de I'homme,
notamment a la suite de la tentative de coup d'Etat de juillet 2016, étaient en
adéquation avec les engagements souscrits par le pays auprés du Conseil de I'Europe.
Jusqu'a présent, aucune sanction n'a été décidée a I'égard de la délégation turque. En
revanche, en raison de I'attitude de la Russie dans le conflit qui I'oppose a I'Ukraine, le
droit de vote de la délégation russe a lui été suspendu, occasionnant le départ des
représentants de la Fédération de Russie de I'Assemblée parlementaire du Conseil de
I'Europe (APCE).

L'image de l'institution en question a par ailleurs été considérablement écornée par
différents soupcons de corruption. Le dernier scandale en date concerne Pedro
Agramunt, président de I'APCE depuis 2016. Il est reproché a I'Espagnol de s'étre rendu
a Damas au moyen d'un avion gouvernemental russe, un fait qui entache la crédibilité
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de I'Assemblée, notamment au regard des valeurs fondatrices du Conseil de I'Europe
que sont la démocratie, I'Etat de droit et la défense des droits de I'Homme. Suite a la
controverse, la Commission du réglement, des immunités et des affaires
institutionnelles de I'APCE, présidée par Liliane Maury Pasquier (ps, GE), a formulé une
résolution allant dans le sens d'une modification du reglement, afin d'octroyer a
|'Assemblée parlementaire la possibilité de destituer son président.

A ce propos, Elisabeth Schneider-Schneiter (pdc, BL), également membre de la
délégation parlementaire helvétique, a laissé entendre, dans les colonnes du
SonntagsBlick, que Pedro Agramunt serait trés probablement destitué lors de la session
parlementaire du 9 octobre prochain. ™

Lors de la session parlementaire d'été 2018, le Conseil national et le Conseil des Etats
ont tous deux pris acte du rapport 2017 de la délégation parlementaire auprés du
Conseil de I'Europe. Que ce soit dans la chambre du peuple ou dans celle des cantons,
les rapporteurs ont tenu a revenir sur la détermination de I'Assemblée parlementaire
du Conseil de I'Europe (APCE) & «lutter contre la corruption et contre les diverses
tentatives d'influence». Le cas de la Russie, dont I'appartenance au Conseil de I'Europe
est progressivement remise en question, a également été mis en évidence. En effet,
alors que la représentation russe s'était déja retirée de I'APCE - le droit de vote de la
délégation russe ayant été suspendu a la suite de I'invasion de la Crimée -, la Russie a
désormais décidé d'interrompre le paiement de ses cotisations au Conseil de I'Europe,
accentuant un peu plus les difficultés financieres de I'organisation internationale.

Méme si I'information ne figure pas telle quelle dans le rapport, il semble également
important de relever que la conseillére aux Etats Liliane Maury Pasquier (ps, GE) a été
élue, en juin 2018, a la présidence de I'Assemblée parlementaire du Conseil de I'Europe.
La socialiste genevoise souhaite axer son mandat autour de deux priorités, I'égalité
hommes-femmes, ainsi que le regain de sérénité et de crédibilité pour le Conseil de
I'Europe, dont la réputation a récemment été ternie par les scandales a répétition. Dans
les colonnes de la Tribune de Geneve, Liliane Maury Pasquier déclare également vouloir
user de son influence et de sa visibilité afin de «faire rayonner le Conseil de I'Europe en
Suisse» et combattre I'initiative de I'UDC pour I'autodétermination - qui, de maniere
détournée, s'attaque a la CEDH, instrument fondamental du Conseil de I'Europe. "

Lors de la session d'été 2019, le Conseil national et le Conseil des Etats ont pris acte du
rapport 2018 de la délégation auprés de I'Assemblée parlementaire de I'OSCE. Tel que
résumé par le rapporteur de la CPE-CE Filippo Lombardi (pdc, Tl), I'attention de
|'Assemblée parlementaire de I'OSCE se focalise en priorité sur les conflits qui
s'ancrent dans la durée («protracted or frozen conflicts»): Ukraine-Russie, Arménie-
Azerbaidjan autours du Haut-Karabak, Serbie-Kosovo, Chypre, indépendance de
|'Ossétie du Sud et de I'Abkhazie face a la Géorgie, etc. Dans un tel contexte,
|'observation des élections constitue une part importante de I'action de I'Assemblée,
dont I'objectif est alors de s'assurer que les processus électoraux se déroulent bel et
bien en accord avec les principes démocratiques et les droits fondamentaux.

Le rapport n'a suscité aucune réaction dans les rangs du Parlement national. %

Der Stadnderat nahm den Bericht der Parlamentarierdelegation beim Europarat 2019 in
der Herbstsession 2020 zur Kenntnis. APK-SR-Sprecher Levrat (sp, FR) hatte zuvor den
Inhalt des Berichts fur die kleine Kammer zusammengefasst und insbesondere die
haufige Anwesenheit der Schweizer Delegierten an den Sitzungen und Versammlungen
des Europarats gelobt. Thematisch hatte den Europarat im Berichtsjahr vor allem die
Beziehung zu Russland beschaftigt. Nachdem der Rat Russland aufgrund der Krim-Krise
das Stimmrecht entzogen hatte, setzte Russland seine finanziellen Beitrége aus. Da
auch die Turkei die Unterstltzung des Rats einstellte, fuhrte das gezwungenermassen
zu Sparprogrammen. Darlber hinaus hatte sich der Europarat auch sachpolitisch mit
Russland und der Turkei befasst, insbesondere aufgrund der Situation in Bergkarabach.
Levrat merkte zudem an, dass die Schweiz bereits Kandidaten und Kandidatinnen fir
das freigewordene Richteramt im EGMR bestimmt héatte, wobei ein Entscheid noch
ausstehe.

Auch der Nationalrat nahm noch in der Herbstsession 2020 Kenntnis vom Bericht,
jedoch ohne Wortmeldungen. ?'
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INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 24.02.2023
AMANDO AMMANN

Im Februar 2023 nahm Bundesrat Cassis sowohl an der UNO-Generalversammlung als
auch an einer Sitzung des UNO-Sicherheitsrats teil. Beide Gremien berieten die seit
einem Jahr andauernden militarischen Aggressionen Russlands gegen die Ukraine. In
seiner Rede vor der Generalversammlung verurteilte Cassis das Verhalten Russlands
scharf und forderte die sofortige Beendigung des Konflikts, den Abzug der russischen
Streitkréfte aus dem souveranen Hoheitsgebiet der Ukraine und eine dauerhafte
Friedenslosung. Die Generalversammlung verabschiedete eine gemeinsame Resolution,
mit der die UNO-Mitgliedstaaten und die internationalen Organisationen dazu
aufgefordert wurden, ihre Friedensbemuhungen zu verstérken. Cassis nannte die
Resolution ein «starkes Zeichen des Friedens» und ein «klares Signal der
Staatengemeinschaft an Russland». Auch tags darauf im UNO-Sicherheitsrat rief Cassis
zum Abzug der russischen Streitkrafte auf und pochte auf die Einhaltung der Genfer
Konventionen, um die Grauel des Krieges zumindest zu mindern. Der Schweizer
Aussenminister betonte, dass die Schweiz ihren neutralitatsrechtlichen Verpflichtungen
nachkomme, das Neutralitatsrecht aber nicht Gleichglltigkeit vorschreibe. Man sei
jederzeit bereit, alle Parteien zu versammeln, um auf eine bessere Einhaltung des
humanitéren Vélkerrechts und auf Frieden hinzuwirken. ??
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